
Bundessozialgericht

- _;_133_1_59/53_ Im Namen des Volkes
In dem Rechtsstreit

verkündet

am 150 März 1966

Kläger und Revisionsklägcr5

Prozeßbevollmächtigter:

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte,

‚hat der 11„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

' mündliche Verhandlung vom 150 März 1966 durch

Senatspräsident Dra H a u e i s e n ,
— Vorsitzender —

Bundesrichterin Drc S c h w a r z ;
Bundesrichter Dr° B u s s ,
Bundessozialrichter L ä e r,

Bundessozialrichter V i e h w e g e r

für Recht erkannt :

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Hessischen Landessozialgerichts vom 120 März 1964

wird zurückgewiesen„

Kosten sind dem Kläger auch für das Revisionsver—

fahren nicht zu erstatteno ‘
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Der Kläger, geboren 200 November 1889 in Dünamünde‚ Kreis
Riga, war bis 1939 selbständiger Kaufmann in Lettland‚ wurde

1939 in den Werthegau umgesiedelt, leistete sodann Wehr—

dienst und kam nach dem Zusammenbruch 1945 in die Bundes»

republik„ Von Anfang 1946 an war er — überwiegend versiche—
rungepfliehtig — als Angestellter beschäftigt° Mit Bescheid

vom 30° Oktober 1958 wurde ihm vom 1° Januar 1957 an Alters—
ruhegeld (@ 25 Abso 1 des Angestelltenversieherungsgesetzes

—AVG—)geWährt, die Rente wurde nach Art„ 2 5 42 des Ange—
stelltenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (AnVNG) in Ver—

bindung mit den Vorschriften des Fremdrenten— und Auslands—

rentengesetzes vom 7° August 1953 (FredeG) und © 4 der
Verordnung über die Eingliederung von Umsiedlern in die

Reichsversicherung vom 190 Juni 1943 (BGBl I, 373 ff — Um—
siedlerverordnung—) festgestellt; für die Zeiten der selb—

ständigen Tätigkeit bis 1939 in Lettland wurden nach diesen'

Vorschriften Steigerungsbeträge gewährt° ' M

Im Mai 1960 beantragte der Kläger die Neubereehnung seiner

Rente nach dem Fremdrentengesetz (FRG) in der Fassung des

Premdrenten— und Auslandsrenten—Neuregelungsgesetzes (RANG)

vom 250 Februar 19600 Mit Bescheid vom 90 Oktober 1961 stell—

te die Beklagte fest, die naeh demFRG—unter Berücksichtié

gung von Art° 6 @ 6 Abso 1 FANG — berechnete Rente sei nied—

riger als die bisherige Rente, die laufende Rente sei jedoch

in bisheriger Höhe weiter zu zahlen, es bleibe bei dem Be—
_seheid vom 300 Oktober 1958; die selbständige Tätigkeit des.

Klägers in den Jahren 1918 bis 1939 könne nach 5 16 FRG nicht

angerechnet werden° Der Kläger wandte sich gegen die Nicht—

berücksichtigung dieser Zeito Das Sozialgericht (SG) Frankfurt
wies die Klage ab (Urteil vom 200 September l962)° Die Beru—

fung wies das Hessische Landessozialgericht (LSG) zurück
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(Urteil vom 120 März 1964): 5 16 BBG finde auf die strei—

tige Zeit keine Anwendung5 weil der Kläger damals Selbstänw
diger gewesen sei; 5 4 der Umsiedlerver0rdnung sei nicht

mehr anwendbar, diese Verordnung sei ebenso wie die Erste

Durchführungsverordnung zum FredeG vom 31„ Juli 1954

durch Art„ 7 © 5 Buchstabe q und r des FANG aufgehoben

werden; entgegen der Meinung des Klägers verstoße diese

Regelung weder gegen Arte 5 noch gegen Art. 14 des Grund—

gesetzes (GG)„ Das LSG ließ die Revision zuo Das Urteil

wurde dem Kläger am 23„ April 1964 zugestellto

Am 126 Mai 1964 legte der Kläger Revision ein, er beantragw

te,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils des

Landessozialgerichts sowie des Urteils des Sozial—

gerichts Frankfurt/Main vom 200 September 1962

und des Bescheides der Beklagten vom 90 Oktober 1961

die Beklagte zu'verurteilen‚ eine Neuberechnung
der Rente vorzunehmen und dabei die Zeit vom Juli

1918 bis zum November 1939 als Versicherungszeit

anzuseheny

hilfsweisea

den Rechtsstreit auszusetzen, um die Sache wegen
der gerügten Grundgesetzverletzungen dem Bundes—

verfassungsgericht vorzulegeng

Zur Begründung trug er innerhalb der verlängerten Revi—

sionsbegründungsfrist vor: die Vorschrift des 5 16 EEG

und der darauf gestützte Bescheid der Beklagten vom

90 Oktober 1961 sowie die Urteile des SG und des LSG
verstiéßen gegen das GG; Art< 3 GG sei verletzt? weil
der früher in Lettland selbständige Kläger schlechter

behandelt werde als die dort (unselbständig) Beschäftigten;

obwohl auch diese Beschäftigten in Lettland Versicherungs—
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beiträge nicht hätten entrichten könneno Arte 14 GG sei ver—

letzt, weil durch 5 16 FRGdemKläger der "Gleichstellungsé
anspruch" genommen sei, der ihm auf Grund der Umsiedler—

verordnung und des FredeG_zugestanden habe°

Die Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweisen°

II

Die Revision ist zulässig (55 162 Abso 1 Nr° 1, 164 des
Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)cSie ist jedoch nicht begrün—

deto

Unstreitig ist, daß der Kläger Umsiedler im Sinne von 9 1

Abso 1 der Umsiedlerverordnung ist; nach 5 1 Abs„ 2 dieser

Verordnung ist er in die Reichsversicherung einzugliedern

gewesen° In dem Bescheid vom 300 Oktober 1958 sind ihm daher

noch 5 4 Abs° 3 Nr° 2 der Umsiedlerverordnung, @@5 Abso 6

Nr; 49 6 Abs° 1 Nr° 3 FredeG$ @? Abs° 2 der Ersten Durch—
führungsverordnung zum FredeG vom 310 Juli 1954 (BGBl 1,2453
für die Zeit seiner Tätigkeit als selbständiger Kaufmann in

Lettland bei der Berechnung seiner Altersrente Steigerungs-I‘

beträge gewährt werden° Das LSG ist zu Recht davon auSge— ">

gongen‚ daß bei der Berechnung der Rente nach dem EEG in dem

Bescheid vom 9U Oktober 1961 diese Zeiten nicht mehr berück—

sichtigt werden dürfen„ Die Umsiedlerverdrdnung und die E ste

Durchführungsverordnung zum FredeG sind mit dem Inkraft—

treten des FRG am 1„ Januar 1959 außer Kraft getreten (Arte 7
5 5 Abs„1 Buchstaben q und r FANG)„ Die Eingliederung der
Vertriebenen im Sinne der 5@ 1 Abso l, 2 Abso.l des Bundes»
vortriebenengesétzes,

zu denen der Kläger gehört? erfolgt

nunmehr ausschließlich nach den Vorschriften des FRGo Eine

% 5 '
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Berücksichtigung der im vorliegenden Falle allein noch

streitigen Zeit einer selbständigen Tätigkeit ist, wie

das LSG zutreffend ausgeführt hat, nach @ l6.FRG nicht

möglicho In dem Urteil des Bundessozialgerichts (BSG)

vom 250 Mai 1965 (ESG 23, 69 ff) ist ausgeführt, daß

die in 5 16 rss bestimmteGleichstellung vonBeschäfti—
gungen mit rcntenvcrsicherungstlichtigen Beschäftigun—

gen im Geltungsbereich des Gesetzes eine abhängige Be—

schäftigung im privaten oder öffentlichen Dienst'v0raus«

setzt; des BSG hat dies damit begründet; daß unter

"Beschäftigung" nach der Terminologie der Rentenversiche—
1HngssNeurégelungsgesetze stets eine abhängige Beschäfti—

gung — im Gegensatz zu einer selbständigen "Tätigkeit" —

zu verstehen sei und daß nach Sinn und Zweck dieses

Gesetzes nur die in bestimmten Vertreibungsgebieten

nicht versichert gewesenen Vertriebenen‚ die vorher

unsclbständig beschäftigt gewesen seien, mit den ein—

heimischen Versicherten haben gleichgestellt werden '

sollen; auch aus zahlreichen anderen Vorschriften des

FRG und des FANG ergebe sich, daß diese Gesetze auf

die Berücksichtigung entweder tatsächlicher Versiche—

rungszeiten (auf Grund reichsgcsetzlichcr Rentcnver—

sicherung außerhalb des Bundesgebiets oder auf Grund

fremder Rentenversicherungen) oder von Zeiten unselb—

ständiger Beschäftigung in bestimmten Vertreibungsge—

bieten oder in bestimmten Beschäftigungsverhältnissen

begrenzt seien (BSG aaO S° 7l)o Der erkennende Senat

hält diese Auffassung für zutreffend-er hat sich ihr

schon in den Urteilen
vom 210 70 1965 —

ll/l RA 289/63

und 11 RA 136/64 —‚ sowie vom 16„9° 1965 —11/1 RA 292/62
angeschlosscn„ Wie in dem Urteil des BSG weiter zutref—

fend ausgeführt ist‚ spricht für diese Auslegung insbe—

sondere auch Arts 2 5 50 Abso l AnVNGQ Nach dieser Vor"

schrift können zwar Zeiten einer nicht versicherten '
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selbständigen Tätigkeit vor der Vertreibung nachträglich

als versichert angerechnet werden‚ aber nur dann, wenn die

ehemals Selbständigen binnen bestimmter Frist eine versiche—

rungspflichtigc Beschäftigung oder Tätigkeit in der Bundes_
republik aufnehmen und soweit sie für die zurückliegende

Zeit selbständiger Tätigkeit nachträglich Versicherungsbci—

träge — in dem hierfür zugelassenen Rahmen — entrichtenc

Zu diesem Personenkreis gehört.der Kläger? er hat die Mög»
lichkeit, auch nach Eintritt des Versicherungsfalls noch

'Beiträge für die Zeit vor Vollendung des 650 Lebensjahres

.bis zum 10 Januar 1924 zurück nachzuentriehten (vgl° auch'
5 252 Abs„ 1 des Lastenausgleichsgesetzes in der Fassung

des Achten Änderungsgesetzes vom 260 Juli 1957 - BGBl I
819

—, dort ist die vorzugsweise Auszahlung der Hauptent—

sehüdigung uaao gerade für den Fall vorgesehen? daß sie ‘
der Nachentrichtung freiwilliger Beiträge dienen soll; vglo

ferner Nro 11 der Weisung des Präsidenten des Bundesau3w

gleiehsamtes Vom 1026 1963, Bundesanzeiger Nrc 35 vom 20° 2°

1963)0 Der Kläger steht damit zwar nicht den früher in einem
'Vertreibungsgebiet (unselbständig) Beschäftigten gleich, bei
denen die Zeiten ihrer Beschäftigung im Vertreibungsgebiet '

nach @ 16 FRG unter den dort genannten Voraussetzungen ohne

Beitragsnachentrichtung einer rentcnversichcrungspflichtigen

Beschäftigung gleichgestellt sind„ Trotzdem verstößt diese

unterschiedliche Regelung nicht gegen Arto 3 GGGDer Gleich—
hCitssatz ist nicht verletzt‚ wenn Tatbestände, die nicht

gleich liegen? auch rechtlich verschieden geregelt werden°

So ist es hier; bei den früher Selbständigen und bei den

früher in abhängiger Stellung Beschäftigten handelt es sich

nicht um gleiche Tatbestände; hieran ändert auch nichts;.

daß beide Personengruppen sich hier insofern gleiehen‚ als
Beiträge wegen des Niehtvorhandenscins einer Rentenversiehe—

rung in Lettland damals nicht haben entrichtet werden kön»

mono Die Schäden der Vertriebenen, auch soweit dadurch

die Sicherung ihres Alters berührt wird; sind auf
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verschiedene Weise und in verschiedenen Gesetzen geregelt,

für die nähere Gestaltung dieses “sozialen Ausgleichs" hat

der GeSetzgeber einen weiten Spielraum gehabt, er hat bei

dieser Regelung auch dann differenzieren dürfen, wenn die

tatsächlichen Verhältnisse dieser Personengruppen zwar in

der einen Hinsicht gleich gewesen sind, in anderer Hinsicht

aber nicht, Es ist nicht willkürlich, wenn @ 16 PRG — anders

als dies in @ 4 der Umsiedlerverordnung in Verbindung mit

dem FredeG geschehen ist — von dem in 5 l FRG bezeichneten

Personenkreis, insbesondere auch von den Vertriebenen, nur

die Personen in die Rentenversicherung eingliedert, die nach

Beruf und ausgeübter Tätigkeit zum Kreis derer gehören, in

deren Gemeinschaft — nämlich in die Gemeinschaft der Sozial—

versicherung — sie aufgenommen werden, also nur die früher

unselbständig Beschäftigten, Das “Eingliederungsprinzip”,

das dem Fremdrentenrecht in der Gestalt des FANG zugrunde

liegt, ist nicht dazu gedacht, das Problem der Sicherung

der vertriebenen Selbständigen zu lösen (vgl° Jantz—Zweng—

Eicher, Das neue Fremdrenten— und Auslandsrentenrecht,

2° Auflo, Anm° 2 zu 5 16 FRG mit Hinweisen auf die Gesetzes—
materialicn)o

Der Ausschluß der früher Selbständigen von der Regelung

des 5 16 FRG verstößt auch nicht gegen Art() 14 GG; es ist
nicht richtig, daß damit, wie der Kläger meint, den Ver—

triebenen5 die früher selbständig waren, ein von der Eigen—
tumsgarantie erfaßtes, subjektives öffentliches Recht ent—

zogen worden sei, nämlich der "Gleichstellungsanspruch"

nach 5 4 der Umsiedlerverordnung, dem durch die Berück-
sichtigung der Zeiten der Tätigkeit als Selbständiger

im FredeG Rechnung getragen werden sei, Ein "Gleich—

stellungsanspruch" läßt sich aus der Umdiedlerverordnung

nicht herleiten, Nach 9 1 dieser Verordnung haben die Um—.

siedler AnsPrueh auf "Eingliederung" in die Sozialversiehe—

rung gehabt; in 5 4 sind (vgl„ Abs° l) die "Leistungsgewähq:

rung bei Eintritt des Versieherungsfalls nach Reichsrecht”
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und die hierfür bei Umsiedlern geltenden günstigeren Voraus—

setzungen (vgl° Abs° 2 — 4) geregelte an die Stelle des
Reichsrechts sind vom Inkrafttreten des FredeG an die im

Bundesgebiet geltenden Vorschriften der Sozialversieherung

getreten (5% 2, 3 Abso 6 FredeG)o Ein Anspruch auf "Lei—'“

stungsgewährung" nach @ 4 der Umsiedlerverordnung ist dem —
Kläger nicht entzogen werden° Vor dem 10 Januar 1957 haben

die Voraussetzungen für die Gewährung von Leistungen; näm—
lich des vom Kläger begehrten Altersruhegcldes, nicht vor—

gelegen; es ist unstreitig9 daß der Kläger, obwohl er das

65° Lebensjhar schon im Jahre 1954 vollendet hat, die Vor—
:u:sétzungen für die Gewährung von Altersruhegeld erst vom

10 Januar 1957 an — nach Artc 2 5 50 Abso 2 AnVNG — erfüllt

hate Er hat deshalb vor dem la Januar 1957 nur eine "Aus—
sicht", eine "Anwartsehaft" auf Altersruhegeld gehabt; so—

Zeiten seiner selbständigen Tätigkeit in Lettland erheblich

gewesen sind‚ hat seine Rechtsposition überdies nicht auf

eigener Beitragsleistung9 sondern auf staatlicher Gewährung

beruhto Diese sozialversicherungsrechtliche "Anwartsehaft"

hat aber keinen Anspruch auf unveränderten Fortbestand der
Vgesetzlich festgelegten Leistungen enthalten? die Möglich—

keit von Änderungen ist in gewissen Grenzen von vornherein
in einer derartigen Anwartsehaft angelegt; auch wenn man

die sozialversieherungsrechtliche Anwartsehaft als Eigentum
im Sinne von Arto 14 GG auffassen wollte‚ wäre eine die ler?

Struktur der Rentenversicherung wahrende gesetzliche Ände—

rung von Leistungen nur Inhaltsänderung‚ nicht Enteignung
(vglo Beschluß des Bundesverfassungsgerichts —BVerfG— vom

210 Juni 1960‚3VerfG 11, 221, 226)° Vom 10 Januar 1957 an
hat der Kläger zwar nicht mehr nur eine Anwartschaft, son-
dern einen Anspruch auf Altersruhegeld gehabt‚ dieser An—

spruch ist aber von der Beklagten mit dem Bescheid vom
500 Oktober 1958 unter der nach damaligem Recht gebotenen

Berücksichtigung der Zeiten der selbständigen Tätigkeiten

des Klägers erfüllt worden; Soweit der Kläger durch die

Feststellung dieses Anspruchs eine dem "Eigentumsschutz"

(‘;
.-- 4-‚- _.JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


unterliegende Reehtsposition erlangt hätte? wäre diese

Rechtsposition nicht — wie der Kläger meint — dadurch

beeinträchtigt, daß nach 5 16 BBG eine Berücksichtigung

der Zeiten der selbständigen Tätigkeit vom Inkrafttreten

des BBGan nicht mehr möglich isto Die Rechtsposition‚
die dem Kläger mit dem Bescheid vom 300 Oktober 1958

eingeräumt gewesen ist‚ ist durch den angefochtenen Be—

scheid vom 9c Oktober 1961 nicht angetastet werden„ Der

Kläger erhält nach der Übergangsregelung in Art() 6 5 11
FANG, die der Besitzstandswahrung dient und eine Ver_

schlechterung der Recht3position der Betroffenen ver—
bietet, die in dem Bescheid vom 500 Oktober 1958 unter

Berücksichtigung der Zeiten der selbständigen Tätigkeit

festgestellte Rente weiter° Weder die gesetzliche Regelung

des @ 16 BBG noch der auf ihr beruhende Bescheid der Be—

klagten vom 9„ Oktober 1961 und die Urteile der Vorin—
stanzen stehen daher mit Art„ 14 GG in WiderSpruch„

Damit kann auch dem Antrag des Klägers auf Aussetzung

des Verfahrens und Binholung der Entscheidung des BVerfG
(nach Art„ 100 Absc 1 GG) nicht entsprochen werden? weil

das BVerfG nur angerufen werden darf, wenn das Gericht

das anzuwendendc Gesetz — hier 5 16 FRGÜ soweit diese

Vorschrift die Berücksichtigung der Zeiten selbstän—

diger Tätigkeit nicht zuläßt — für verfassungsg}drig
hälto Aber selbst dann? wenn der erkennende Senat von

der Verfassungswidrigkeit des © 16 BBG insoweit über—

zeugt gewesen würep wäre die Vorlage an das BVerfG unzu—

lässigo In demUrteil des BSGvom 250 Mai 1965 (380)
ist bereits ausgeführt? das BVerfG habe auf den Vorlage—

besehluß eines Sozialgerichts zu @ 16 BBG entschieden
(vgl° Beschluß des BVerfG vom 110 Oktober 1962, BVerfG 149
308)$ daß die Lntsoheidung des Rechtsstreits nicht von

4
der Gültigkeit dieser Vorschrift abhänge: sei @16 FRG
hinsichtlich des Ausschlusses der Berücksichtigung von

„10;
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Zeiten selbständiger Tätigkeit nicht verfassungswidrig9 so

sei der geltend gemachte Anspruch — das wäre hier Berücksich—

tigung der Zeiten von 1918 bis 1939‘3 nicht gegeben; sei

5 16 FRG insoweit verfassungswidrig, so sei der Anspruch

gleichfalls nicht begründet9 weil dem Gesetzgeber vielerlei

Möglichkeiten gegeben seien‚ das Problem in verfassungsu

mäßiger Weise zu lösen, so daß das Gericht die entstehende

Lücke nicht ausfüllen könnec Dies gilt auch für den vorlie—
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